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Forderungen der Gewerkschaften an die Nationale Weiterbildungsstrategie

Für ein Recht 
auf Weiterbildung 
Sabrina Klaus-Schelletter • Mechthild Bayer

Seit November 2018 finden Beratungen statt, in denen die Sozialpart­

ner, Länder, Kammern und die Bundesagentur für Arbeit gemeinsam 

mit den Bundesministerien für Arbeit und Soziales (BMAS), Bildung 

und Forschung (BMBF) und Wirtschaft und Energie (BMWi) die Na­

tionale Weiterbildungsstrategie entwickeln. Die Autorinnen bewerten 

den Prozess aus Sicht der Gewerkschaften.

Die Gewerkschaften kritisieren seit Jahren Unübersichtlichkeit 
und Wildwuchs im Weiterbildungsbereich. Der Segmentie­
rung in verschiedene Teilbereiche fehlt der ordnende Rahmen 
und damit die eindeutige Festlegung der Verantwortlichkeiten 
und Verpflichtungen der Akteure. Folgen sind nicht nur Quali­
tätsprobleme, eine partielle Unterfinanzierung und Unterver­
sorgung einhergehend mit Projektitis und prekären Arbeits­
bedingungen in der Weiterbildungsbranche, sondern auch 
mangelnde Synergien, Effizienz und eine klare Rollenbeschrei­
bung der Akteure. Auch deshalb sind Reformprozesse bisher  
ausgesprochen mühsam und nur langsam vorangekommen.

Wir begrüßen daher die Nationale Weiterbildungsstrate­
gie (NWS), weil damit seit der »Konzertierten Aktion Weiter­
bildung« erstmals wieder ein runder Tisch geschaffen wird, 
an dem die Akteure der zersplitterten Weiterbildungsland­
schaft zusammenkommen und eine Plattform für Diskussion 
und Entscheidungen haben. Die NWS kann ein erster richtiger 
Schritt zu mehr Kooperation und Vernetzung sein, wie sie die 
Gewerkschaften seit langem fordern (GEW, IG Metall & ver.di, 
2017; DGB, 2019).

Ziel der NWS ist es, »breiten Bevölkerungsteilen einen be­
ruflichen Aufstieg zu erleichtern, die Fachkräftebasis zu stär­
ken und die Beschäftigungsfähigkeit in einer sich wandelnden 

Arbeitswelt nachhaltig zu fördern« (Bundesregierung, 2018, 
S. 50). Dazu sollen alle Weiterbildungsprogramme von Bund 
und Ländern gebündelt und entlang der Bedarfe der Beschäf­
tigten und Unternehmen ausgerichtet und somit eine neue 
Weiterbildungskultur etabliert werden.

Die Bedarfe und weiterbildungspolitischen Herausforde­
rungen bekommen durch die digitale Transformation eine 
neue Dynamik. Wie aus dem BMAS-Fachkräftemonitoring 
hervorgeht, werden sich in 2035 über 7 Millionen Arbeitsplät­
ze von der heutigen Arbeitswelt unterscheiden (BMAS, 2019, 
S. 5). Ergebnisse des aktuellen OECD-Beschäftigungsausblicks 
2019 zeigen, dass sich zusätzlich über 35 Prozent aller Berufe 
bis 2030 signifikant wandeln werden. Die zentrale Herausfor­
derung wird sein, insbesondere diejenigen zu erreichen, die 
von Weiterbildung besonders profitieren, bislang aber kaum 
erreicht werden. Nur so lässt sich eine erneute Spaltung am Ar­
beitsmarkt verhindern. Nach wie vor ist die Kluft in der Weiter­
bildungspartizipation zwischen hoch- und geringqualifizier­
ten Erwachsenen die größte innerhalb der OECD  (OECD, 2019).

Wie kann es gelingen, das ›Weiterbildungssystem‹ so zu 
justieren, dass es fit für die Herausforderungen von morgen 
gemacht und inklusiver wird? Klar ist, es geht nicht darum, das 
Rad neu zu erfinden, sondern um einen geeigneten Rahmen 
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mit den richtigen Stellschrauben. Bis zum 12. Juni sollen zehn 
Handlungsziele anhand der Themenfelder Systematisierung, 
Beratung, Unterstützungs- und Anreizstrukturen sowie Vali­
dierung, Qualitätssicherung und Inhalte identifiziert und in 
eine konsistente Weiterbildungsstrategie gegossen und be­
schlossen werden. Mit dem Beschluss der beteiligten Akteure 
auf Spitzenebene soll ab diesem Sommer die Phase der Umset­
zung beginnen. Für das Frühjahr 2021 ist ein Umsetzungsbe­
richt geplant. Der Zeitplan ist aufgrund des stark ausdifferen­
zierten Systems und der damit verbundenen Aufteilung von 
Weiterbildungspflichten und -lasten sehr ambitioniert. Für die 
Gewerkschaften ist die NWS mit hohen Erwartungen verbun­
den, denn es geht um nichts weniger als die Zukunft der von 
der Transformation betroffenen Beschäftigten, ihre Positionie­
rung am Arbeitsmarkt und ein solidarisches Weiterbildungs­
system, das den Risiken einer vertieften gesellschaftlichen 
Spaltung entgegenwirkt und Vertrauen und Sicherheit schafft. 

Forderungen der Gewerkschaften

Der DGB fordert einen neuen Instrumentenkasten, um im 
Wandel allen Menschen die Teilhabe an guter Erwerbsarbeit 
und zur persönlichen Entwicklung zu eröffnen bzw. zu bewah­
ren. Das Verständnis hierfür ist, dass die Verantwortung für 
berufliche Weiterbildung ihrer Beschäftigten grundsätzlich 
primär bei den Arbeitgebern liegt. Sie müssen die Qualifi­
zierung der von ihnen benötigten Fach- und Führungskräfte 
sicherstellen, dies impliziert auch die Freistellung und Finan­
zierung von Maßnahmen der Anpassungs-, Erhaltungs- und 
Erweiterungsqualifizierungen. Eine unangemessene Indivi­
dualisierung oder Kollektivierung der Weiterbildungslasten 
muss vermieden werden. 

Des Weiteren ist die Rolle der Betriebsparteien zu stärken 
und ein gemeinsames Handeln der Betriebsparteien von zen­
traler Bedeutung. Die Betriebsparteien können als Expertin­
nen vor Ort am ehesten einschätzen, wie sich der Wandel im 
jeweiligen Betrieb konkret auswirkt, welche Weichenstellun­
gen getroffen werden müssen, um ihn erfolgreich zu bewäl­
tigen, und was die Beschäftigten an Qualifizierung brauchen, 
um ihre bisherigen Tätigkeiten unter veränderten Bedingun­
gen ausüben oder neue übernehmen zu können. 

Mit diesem Anliegen hat der DGB zur NWS mit einem 
10-Punkte-Plan konkrete Vorschläge unterbreitet. Kern die­
ser Vorschläge ist, Betriebsräte durch die Einführung eines 
generellen Initiativ- und Mitbestimmungsrechtes bei Perso­
nalplanung, Beschäftigungssicherung und Qualifizierung 
mit besseren Rechten auszustatten. Es geht um ein generelles 
Initiativ- und Mitbestimmungsrecht bei der Ein- und Durch­
führung der betrieblichen Berufsbildung, um diese auszu­
bauen. Ziel sollte ein verpflichtender Weiterbildungsplan 

als Ausdruck einer langfristigen Personalplanung sein. Au­
ßerdem regt der DGB eine Förderlinie an, um Betriebs- und 
Personalräte sowie Vertrauensleute zu betrieblichen Weiter­
bildungsmentoren zu schulen. Sie sollen vor allem bildungs­
ferne und geringqualifizierte Beschäftigte besser als bisher 
für Qualifizierung motivieren. Auch die Fortführung der 
ESF-Sozialpartnerrichtlinie über die aktuelle Förderperiode 
hinaus bietet aus Gewerkschaftsperspektive die Möglichkeit 
zur Entwicklung und Umsetzung von innovativen Ansätzen. 
Um zur Unterstützung von KMU eigene Strukturen der Wei­
terbildungsförderung aufzubauen und weiterzuentwickeln, 
könnte die ESF-Sozialpartner-Richtlinie wichtige Impulse set­
zen. Auf tarifpolitischer Ebene wurden in den vergangenen 
Jahren richtungsweisende Abschlüsse erzielt. Hier sind zur 
unterstützenden Flankierung gezielte staatliche Anreize zur 
Förderung von tariflichen Weiterbildungsvereinbarungen zu 
geregelten Bildungszeiten nötig.

Da zu erwarten ist, dass es in einer Reihe von Betrieben 
grundlegende betriebliche Umbauprozesse verbunden mit 
Produktionseinbrüchen geben wird, kann die Einführung ei­
nes neuen Transformationskurzarbeitergeldes Beschäftigten 
und Betrieben bei der Bewältigung des Strukturwandels hel­
fen. Die Idee ist, an das bewährte Instrument der Kurzarbeit 
anzuknüpfen und diese mit Qualifizierung zu verbinden. Zu­
dem würde durch ein gemeinsames Handeln der Betriebspar­
teien ein kollektiver Rahmen gestärkt und die Bundesagentur 
für Arbeit in den Prozess einbezogen. 

Nicht zuletzt braucht es wegen der Verschiebungen zwi­
schen den Branchen auch präventive Ansätze zur Vermeidung 
von Arbeitslosigkeit über den Betrieb hinaus. Deshalb soll­
ten auch Transfermaßnahmen verstärkt für Weiterbildung 
genutzt werden und das Recht auf Beratung – welches durch 
das Qualifizierungschancengesetz eingeführt wurde – mit ei­
nem Recht auf Weiterbildungsförderung verbunden werden. 
Hierzu sind, komplementär als nachrangiges Instrument zum 
Transformationskurzarbeitergeld, folgende Änderungen not­
wendig: Wer auf eigenen Wunsch seine Arbeitszeit reduziert, 
um seine Beschäftigungsfähigkeit im strukturellen Wandel 
zu erhalten oder wer sich gar neu orientieren muss bzw. will, 
und nicht von anderen Förderinstrumenten erfasst wird, soll­
te keine Lohneinbußen hierfür in Kauf nehmen müssen. Ins­
besonders Geringqualifizierte und Geringverdiener sollten 
durch zusätzliche Regelungen unterstützt werden. Um zu ver­
hindern, dass Arbeitgeber aufgrund von Mitnahmeeffekten 
ihre Verantwortung für Weiterbildung auf die Beschäftigten 
abwälzen können, soll eine verpflichtende Beratung mit dieser 
Leistung verknüpft werden.

Um ein Recht auf Weiterbildung unmittelbar bei Eintritt 
in Arbeitslosigkeit zu sichern, soll ein Qualifizierungsver­
sprechen in beiden Rechtskreisen erfolgen. Ebenso braucht 
es ein Recht auf das Nachholen von Berufsabschlüssen, wel­
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ches eine bessere materielle Absicherung bei Weiterbildung 
während der Arbeitslosigkeit beinhaltet, auch und gerade bei 
Hartz-IV-Bezug. Neben der Stärkung arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente ist aber auch eine bessere Absicherung der in­
dividuellen beruflichen Weiterbildungsmöglichkeiten und 

-wünsche – bspw. durch die Weiterentwicklung des Aufstiegs­
fortbildungsgesetzes – gefragt. Diese Anliegen dürfen im Rah­
men der NWS nicht aus dem Blick geraten.

Ausblick

Ob mit Hilfe der NWS ein gemeinsamer iterativer Prozess 
auch im Zusammenspiel mit Beschäftigungs- und Wirtschafts­
politik gelingt, indem Stück für Stück die Baustellen in der 
Weiterbildungspolitik bearbeitet werden und am Ende eine 
gelungene Transformation am Arbeitsmarkt steht, wird der 
eigentliche Gradmesser des Erfolgs sein. Die Menschen müs­
sen sich darauf verlassen können, dass sie den Umbrüchen 
nicht schutzlos ausgeliefert sind, sondern dass die Gesell­
schaft sie durch ein Sozialstaatsversprechen und flankieren­
de Bildungsangebote unterstützt, mit den technischen und 
sozialen Veränderungen Schritt halten und gleichzeitig den 
dynamischen Wandel in der Arbeitswelt erfolgreich und mit­
bestimmend gestalten zu können.

Dafür ist eine Weiterbildungsoffensive mit dem Durch­
bruch zu einer belastbaren Institutionen- und Unterstüt­
zungsstruktur in der Weiterbildung notwendig. In diesem 
Zusammenhang ist auch der Schlussbericht der unabhängi­
gen Expertenkommission zur »Finanzierung Lebenslangen 
Lernens« von 2004 immer wieder einen Blick wert, um die Zu­
kunft zu gestalten. 
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